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Beamte machen Kasse
Hohe Beamte des Bonner Finanzmini-

steriums und der Steuerverwaltungen
der Länder helfen beim Steuersparen und
kassieren selber dafür ab. Auf Seminaren
und Kongressen lehren die Staatsdiener,
wie man genau das perfektioniert, was ihr
Dienstherr, Finanzminister Theo Waigel,
ständig beklagt: durch trickreiches wirt-
schaftliches Jonglieren aus guten Gewin-
nen einträgliche, steuerfreie Verluste zu
machen. „Anhand von Fallstudien“ bera-
ten sie auf einer Konferenz Mitte Septem-
Hotel Beau Rivage 
ber zum Beispiel über die „gewerbesteu-
erliche Nutzung von Übernahmeverlusten“
oder die „Beschleunigung der Verlust-
nutzung durch Rückbezug des Umwand-
lungsstichtages“. Neben dem Körper-
schaftsteuerexperten aus dem Hause Wai-
gel sind „die Bearbeiter“ des jüngsten ein-
schlägigen Steuererlasses zur Übernahme
von Verlustbetrieben aus den Finanzres-
sorts von Baden-Württemberg und Nord-
rhein-Westfalen sowie der Oberfinanzdi-
rektion Koblenz zu der Steuer-Nachhilfe
avisiert. Wie wertvoll die Tips auch für die
Ratgeber sein dürften, läßt der Tagungs-
preis ahnen: 2595 Mark pro Person, zu-
züglich Mehrwertsteuer.
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Am Rande
„I like BND“
Als Hansjörg Geiger
bei seinem Amtsantritt
als Präsident des Bun-
desnachrichtendienstes
(BND) erklärte, das
Treiben der Pulla-
cher Agenten müsse
transparenter werden,
konnte er nicht ahnen,
zu welch selbstzerstö-
rerisch-exhibitionisti-
schen Eskapaden er
seine Geheimen damit

trieb: Ausgerechnet die Mitglieder des
Fördervereins für einen BND-eigenen
Kindergarten, dessen Planung eines der
letzten Geheimnisse war, das gegneri-
sche Dienste bislang nicht aufklären
konnten, haben Zersetzungsmaßnah-
men und Anwerbungsversuchen der
Konkurrenz Tür und Tor geöffnet. Für
ihr Sommerfest ließen sie Buttons mit
lustigen Figuren und der Aufschrift „I
like BND“ produzieren, um durch de-
ren Verkauf die Operativkasse „Kin-
dergarten“ zu füllen.

Eine Katastrophe für die Sicher-
heitsinteressen der Bundesrepublik.
Denn noch hat der BND keinen eige-
nen Kindergarten, und der Agenten-
Nachwuchs läuft nun mit bunten, ver-
räterischen Buttons durch die Gegend.
Spione aller Herren Länder werden
sich demnächst auf Spielplätzen im
Raum München herumtreiben und
nach Kids mit dem lustigen Anstecker
Ausschau halten – und schwupp sind
Papa und Mama enttarnt.

Kenner der Materie mögen hier ein-
wenden, das müsse nicht so sein. Der
massenhafte Verkauf solcher Buttons in
süddeutschen Fußgängerzonen genüge,
um gegnerische Agenten zu verwirren,
und brächte außerdem Geld für die
konspirative Krippe – aber erstens: Zu-
mindest die Verkäufer wären enttarnt.
Und zweitens: Wer will schon eine Pla-
kette mit solch einem Bekenntnis?

Doch nicht nur für den Geheim-
dienst, sondern auch für die Streitkul-
tur unter Kleinkindern in und um Pul-
lach könnten die Folgen des Transpa-
renzwahns verheerend sein. Clevere
BND-Gören, die den Button verdeckt
unterm Jackenkragen anbringen, um
ihn im Konfliktfall mit einer lässigen
Handbewegung hervorzuzaubern, dürf-
ten damit die meisten Auseinanderset-
zungen um Sandschaufeln, Eimerchen
und Schaukelplätze für sich entschei-
den. Es sei denn, der Gegner weiß, was
er zu sagen hat: Du bist enttarnt.
B A R S C H E L

Dementi des Kanzleramts
Das Bundeskanzleramt hat sich mit einem Dementi erneut in die Ermittlungen um

den Tod des früheren schleswig-holsteinischen Ministerpräsidenten Uwe Barschel
(CDU) eingeschaltet. Bonn bestritt gegenüber der Staatsanwaltschaft Lübeck, daß sich
in der Todesnacht ein Beamter des Bundesnachrichtendienstes (BND) in Barschels Gen-
fer Hotel Beau Rivage aufgehalten habe. Diese Behauptung hatte der Journalist Udo Ulf-
kotte in seinem Buch „Verschlußsache BND“ aufgestellt.Auch bei einer Befragung durch
die Ermittler blieb er bei seiner Theorie. Das Kanzleramt versicherte der Staatsanwalt-
schaft jetzt, alle bei den Geheimdiensten vorhandenen Informationen zum Fall Barschel
seien bereits mitgeteilt worden, ein BND-Beamter sei nicht im Hotel gewesen.
A R B E I T S M A R K T  O S T

Verstoß gegen EU-Recht 
Die Bundesregierung muß wegen ihrer

Finanzhilfen für notleidende ostdeut-
sche Unternehmen erneut mit Ärger aus
Brüssel rechnen. Seit April können Betrie-
be in den neuen Ländern Zuschüsse beim
Arbeitsamt beantragen, wenn sie Arbeits-
lose einstellen – bis zu 1923 Mark pro Neu-
einstellung monatlich. Rund 15 000 An-
träge haben die Arbeitsämter in Ost-
deutschland bereits genehmigt. Diese 
Sonderregelung, auf Drängen ostdeut-
scher CDU-Parlamentarier ins Arbeitsför-
derungsgesetz aufgenommen, hätte aber
von der EU-Kommission genehmigt wer-
den müssen. Denn nach dem EU-Vertrag
handelt es sich bei den Lohnkostenzu-
schüssen um genehmigungspflichtige Un-
ternehmensbeihilfen, genau wie andere
Wirtschaftsförderprogramme auch.
Ostdeutsche CDU-Abgeordnete fordern
jetzt von Kanzler Helmut Kohl, in Brüssel
auf eine Änderung zu drängen. Die Kom-
mission müsse darauf verzichten, die Lohn-
kostenzuschüsse als Beihilfen zu bewerten,
schrieb der Thüringer CDU-Bundestagsab-
geordnete Manfred Grund dem Kanzler.
Sie seien eine „nationale Arbeitsmarktför-
derung“. Doch das bezweifelt offenbar
selbst die Nürnberger Bundesanstalt für
Arbeit. Um etwaigen Rückzahlungsforde-
rungen aus Brüssel vorzubeugen, wies sie
die Arbeitsämter an, nur noch solchen Be-
trieben die Löhne zu subventionieren, die
höchstens 197000 Mark Fördermittel erhal-
ten haben. Dann könnte auf das Plazet der
EU-Kommission verzichtet werden.
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